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Bonn, den 19. Februar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Veröffentlichung zur Frage der Preisbindung der 
Zweiten Hand 

Bezug: Kleine Anfrage 320 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 3122 - 


Die Kleine Anfrage 320 der Fraktion der SPD beantworte ich wie 
folgt : 

Zu 1. 

Der Verfasser des in der Zeitschrift „Der Markenartikel” Heft 10/1956 
veröffentlichten Aufsatzes hat in seinem Artikel „Der Markenartikel 
als Instrument der Wirtschaftspolitik” eine gedrängte Übersicht über 
die Entwicklung und wirtschaftliche Bedeutung des Markenartikels 
gegeben und ist dabei auch kurz auf die rechtliche Entwicklung des 
Markenartikels ein gegangen. Er hat zunächst aus geführt, daß die 
vertikale Preisbindung für Markenartikel unter das alliierte Dekar- 
tellierungsrecht falle, der zur Zeit im Bundestag behandelte Regie- 
rungsentwurf eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
dagegen vertikale Preisbindungen für Markenwaren, die mit gleich- 
artigen Waren im Wettbewerb stehen, erlaube und sie nur einer 
Mißbrauchsaufsicht der Kartellbehörde unterwerfe, und hat dann 
weiter geschrieben: 

„Im Vorgriff auf diese Regelung entschloß sich das Bundeswirt- 
schaftsministerium zur Legalisierung der vertikalen Preisbindung 
und erwirkte die Zustimmung der amerikanischen und britischen 
Dekartellierungsbehörden zu der im Willner-Brief niedergelegten 
Interim sre gelun g. ” 

Der Verfasser hat also ‘mit dem Ausdruck „Legalisierung” die durch 
den Willner-Brief geschaffene Interimsregelung gekennzeichnet, daß 
nämlich die amerikanischen und britischen Dekartellierungsbehörden 
sidi bereit erklärten, „keine Verfahren gegen Hersteller oder Käufer 
von Markenartikeln anhängig zu machen, die die Einlialtung von 
Wiederverkaufspreisen vereinbaren, vorausgesetzt, daß solche Ver- 
einbarungen erlaubt wären, wenn das Bundesgesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen schon in Kraft wäre”. 


Bruäk: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdort/Siegburg 
AileinTcrtrleb : Dr. Hani Heger, Bad Godesberg, Rheinallee SO 
Telefon SS91 



Zu 2. 

In dem in der „Neuen Juristischen Wochenschrift” vom 30. Novem- 
ber 1956 S. 1777 veröffentlichten Aufsatz des Geschäftsführers des 
Markenverbandes wird nicht die Meinung vertreten, daß die Ver- 
waltungspraxis meines Ministeriums eine neue Rechtslage geschaffen 
habe. Vielmehr stellt der Autor dieses Aufsatzes fest, daß die von 
den alliierten Dekartellierungsbehörden seit Erlaß des Willner-Briefes 
befolgte Verwaltungspraxis eine neue Rechtslage begründet habe 
und schließt aus der Fortsetzung dieser Verwaltungspraxis durch 
mein Ministerium auf den Fortbestand dieser Rechtslage. Es wird 
den Gerichten Vorbehalten bleiben, diesen Sachverhalt rechtlich zu 
würdigen. 

Zu 3. 

Der erwähnte Beamte meines Hauses hat in seinem Aufsatz hervor- 
gehoben, daß das zukünftige Schicksal und die Beendigung des unbe- 
friedigend gewordenen Zwischenzustandes in der Hand des Parla- 
ments liege, das endgültige Beschlüsse noch nicht gefaßt habe. Wenn 
er, die Problematik der vertikalen Preisbindung abwägend, für 
eine der Regierungsvorlage entsprechende Regelung in einer Fach- 
zeitschrift eingetreten ist, die sich gleichfalls für eine solche Lösung 
einsetzt, so kann ich das nicht mißbilligen. 


Dr. Erhard 



